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Position des VCI zu dem Eckpunktepapier des BMU

Fluorierte Treibhausgase

1.
Hintergrund:
Das Kyoto-Protokoll erfasst sechs Treibhausgase, darunter die Gruppen der teilfluo​rierten Kohlenwasserstoffe (H-FKW) und der perfluorierten Kohlenwasserstoffe (FKW) sowie Schwefelhexafluorid (SF6). Nicht enthalten sind, weil über das Montre​aler Protokoll gere​gelt, die Gruppen der FCKW, H-FCKW und Halone, deren Anteil am zusätzlichen Treib​hauseffekt anthropogener Spurengase auf 10-15 % berechnet wurde. H-FKW und im ge​ringen Umfang FKW sind in den 80’er und 90’er Jahren entwickelt worden als Teillösun​gen zum Schutz der stratosphärischen Ozonschicht. H-FKW haben gegenüber den FCKW’s nicht nur kein Ozonzerstörungspotential, sondern auch ein deutlich vermindertes Treibhauspotentials (Faktor 1/5 bis 1/10). Dies wird allerdings in der Klimarahmenkon​vention nicht berücksichtigt. Da H-FKW 1990, dem Bezugsjahr für die Verminderungs​strategie des Kyoto-Protokolls, noch nicht auf dem Markt waren, gab es auch keine indus​triellen H-FKW-Emissionen. Der ab 1992/93 einsetzende FCKW-Substitutionsprozess führt damit rein rechnerisch zu einem unend​lichen großen Emissionswachstum der 
H-FKW. Um trotz der Defizite der Klimarah​menkonventionen den Substitutionsanforde​rungen ehemaliger FCKW/H-FCKW-Anwendungen gerecht zu werden, ist es notwendig, die isolierte Betrachtung der H-FKW/FKW zu vermeiden und Maßnahmen nur auf die Summe der Kyoto-Treibhaus​gase zu beziehen.

2.
Freiwillige Verpflichtung der deutschen Wirtschaft
Die „Klimaschutzvereinbarung der deutschen Wirtschaft“ vom 9.11.2000 reali​siert ein Treibhausgas-Emissionsminderungsprogramm für die Summe der sechs Kyoto-Gase. Die in diesem Rahmen für fluorierte Kohlenwasserstoffe vorhergesehe​nen Anwendungen und Emissionen sind in einem Statusbericht des VCI vom 27.8.2002 niedergelegt, der auch eine Prognose für die Zeit bis zum Jahr 2012 enthält (s. Anlage). Dieser Sachverhalt ist dem BMU am 20.8.2002 vorgestellt worden. Die im Statusbericht aufgezeigte Entwick​lung der auf fluorierte Treibhausgase angewiesenen Anwendungen ist im Einklang mit den in der Selbstverpflichtung der Wirtschaft niedergelegten Zie​len. Solange diese eingehalten werden, hat die Bundesregierung sich verpflichtet, keine Initiative für ordnungsrechtliche Maßnahmen im Rahmen ihres Klimaschutzprogramms zu ergreifen. Die Realisierung der im Eckpunktepapier des BMU enthaltenen umfangreichen ordnungspolitischen Maßnah​men zu den fluorierten Treibhausgaben würde einen Bruch dieser Vereinbarung bedeuten.

3.
Anteil der fluorierten Treibhausgase am Treibhauseffekt - Handlungs-


bedarf?
Seit 1993 werden in Deutschland H-FKW eingesetzt, und zwar ausschließlich in Teilberei​chen der früheren FCKW-Anwendungen, in denen diese aus technischen Gründen und/oder zum Schutz der Sicherheit und Gesundheit des Menschen unverzichtbar sind. Das BMU-Papier anerkennt zwar die Bedeutung der H-FKW für den schnellen Verzicht auf FCKW, es lehnt H-FKW wegen des hohen Treibhauspotentials aber als langfristige Alternative ab. Tatsächlich sind aber die emittierten Mengen so gering, dass dieses Poten​tial im Vergleich zu den anderen Treibhausgasen kaum zu Tragen kommt (der​zeit kleiner als 1 %). Nach unserer Einschätzung wird sich an diesem Anteil auch in Zukunft nichts Entscheidendes verändern.

Darüber hinaus vergisst das BMU, den Klimaschutz hier ganzheitlich zu betrachten, d.h., neben dem Treibhauseffekt des Betriebsstoffes H-FKW auch die Energieeffizienz der zu​gehörigen Technologien in die Beurteilung mit einzubeziehen. So bewirken H-FKW z. B. in Wärmedämmsystemen oder auch in Kälte- und Klimaanlagen im Vergleich zu Alterna​tiven geringere Energieverbräuche, die über die Gesamtlebenszeit der Anwen​dung den H-FKW-Treibhausbeitrag bei weitem überkompensieren können.

Offensichtlich ist sich das BMU seiner Argumentationsschwäche bewusst, denn es schiebt die mit dem Treibhauspotential verknüpfte Persistenz der fluorierten Treib​hausgase als scheinbar eigenständiges umweltpolitisches Substitutionsargument nach. Tatsächlich gibt es in der derzeit laufenden Chemikalienpolitik-Diskussion keinen Hinweis, dass Stoffe nur aufgrund ihrer Langlebigkeit in der Umwelt verboten werden könnten; es wäre auch sach​lich nicht zu begründen und zu rechtfertigen. Diskutiert werden derzeit Stoffe mit den Kriterien PTB bzw. vPvB, auf die sich auch die „Gemeinsame Position von Bundesregie​rung, VCI und IG-BCE“ vom 11. März 2002 bezieht und die in der Koalitionsvereinba​rung der neuen Bundesregierung ausdrück​lich bestätigt wird. H-FKW sind zwar langlebig - allerdings wesentlich geringer als CO2 oder N2O - aber bioakkumulierend sind sie nicht. Wir mahnen deshalb an, diesen offensichtlichen Widerspruch zwischen BMU-Haltung in der Klimapolitik und der Position der Bundesregierung zum Chemikalienmanagement zu beseitigen.
Der Beitrag der fluorierten Treibhausgase ist, wie das Eckpunktepapier konzidiert, ver​nachlässigbar gering. Dies wird auch in Zukunft so bleiben. Der vorgeschlagene ordnungs​rechtliche Rahmen ist daher völlig ungeeignet als Beitrag zum Klimaschutz, wahrschein​lich sogar kontraproduktiv, weil weniger energieeffiziente Techniken erzwungen werden. 
Die Realisierung der ordnungspolitischen Vorstellungen des BMU wird zu erheblichen wirtschaftlichen und technologischen Problemen führen, deren wirtschaftliche Risiken in einem krassen Missverhältnis zu dem eher negativen Nutzen für den Klimaschutz stehen.

4.
Dialog zum Eckpunktepapier zu fluorierten Treibhausgasen
Wir begrüßen das Angebot des Bundesumweltministers zur transparenten Diskussion des Themas mit Herstellern, Anwendern und Nichtregierungsorganisationen, weil wir weder aus Gründen des Klimaschutzes noch aus anderen Erwägungsgründen Hand​lungsbedarf für gesetzliche Eingriffe in den heutigen Anwendungssektoren von fluo​rierten Treibhaus​gasen sehen. In einem Dialog sehen wir Chancen 

· die gesamtökologische Betrachtung der einzelnen Anwendungsfelder zu vertie​fen,

· Bereiche zu identifizieren, in denen konkrete Emissionsminderungsmaßnahmen bran​chen- und anwendungsspezifisch sinnvoll sind,

· realistische Szenarien für die zukünftige Entwicklung der Emissionen zu entwickeln und zu quantifizeiren und

· Rahmenbedingungen für anwenderspezifische freiwillige Maßnah​men der Wirtschaft zu vereinbaren.

5.
Ausblick
Vor dem Hintergrund der geringen Klimarelevanz der heutigen technischen Anwen​dung fluorierter Treibhausgase sind regulative Maßnahmen unangemessen. Sie würden auch zu sicherheitstechnischen Problemen führen. Im Sinne des Klimaschutzes könnte sich ein ordnungsrechtlich verordnetes Substitutionsprinzip der Substitution wegen als kontrapro​duktiv erweisen, da ein wirksamer Klimaschutz nur über eine Verminderung der aus der Energieerzeugung resultierenden Treibhausgasemissionen zu erreichen ist. Effizienter Ein​satz von Energie ist ein wichtiges Instrument auf diesem Weg. Hierzu können Technolo​gien, die auf fluorierten Treibhausgasen basieren, in erheblichem Umfang beitragen. Einem ganzheitlichen Ansatz kommt daher eine entscheidende Bedeutung zu. Vorhandene Emissionsminderungspotentiale bei fluorierten Treibhausgasen sollten vorzugsweise über freiwillige Maßnahmen der betroffenen Wirtschaft erfolgen. Dies vor allem, weil die An​wender der Stoffe am besten in der Lage sind, unter Minimierung der Treibhauswirksam​keit den Stand der Technik fortzuentwickeln.

Sollte der geplante Dialog problematische Anwendungsfelder der fluorierten Treib​haus​gase identifizieren, die nur in einem ordnungsrechtlichen Rahmen gelöst werden können, so ist aus Sicht des VCI einer EU-harmonisierten Regelung der Vorzug vor einer nationa​len zu geben - schon aus Wettbewerbsgründen.
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